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SUMMARY
The relevance of emotions to legal decision-making 
processes in heritage conservation has so far re-
ceived little scholarly attention. What significance 
do the emotions that owners or outside observers 
feel for objects or places hold for their formal listing 
as monuments? Which feelings play a primary role 
in questions of how to handle a monument? Can the 
shape and form of an historic building be offensive 
or injurious, and if so, does this give the offended 
party a right to demand its removal? In the past, 
legislators occasionally referred to monuments as 
artefacts that “impress upon the sentiment and tem-
per”. Today’s state conservation laws, however, give 
little indication as to whether a listed monument 
should inspire positive or negative emotions, or 
whether the conservation authorities ought to take 
the feelings of those involved in the listing process 
into consideration when making their decisions. 
At first glance, it seems obvious that juridical con-
structs such as “the public interest” and “reason-
able imposition” include an emotional component, 
one which can encompass both the delight that his-
torically significant places and objects evoke, and 
the occasional dismay they might inspire. A closer 
look, however, reveals that emotions – depending 
on the type of listing and the parties involved – are 
at times addressed, but at other times ignored in 
the decision-making process. Using selected exam-
ples drawn from administrative practice and case 
law, the examination undertaken here illustrates 
the level of significance that the emotional inter-
ests of owners, political representatives, historical 
witnesses and concerned citizens are assigned in 
judicial decisions about the listing of historic monu-
ments and their handling.

Emotionen und Denkmalrecht
Der Zusammenhang von Emotionen und Recht ist 
generell nur unzureichend erforscht.1 Dieser Be-
fund gilt auch für die Frage nach der juristischen 
Relevanz von Emotionen in denkmalrechtlichen 
Entscheidungsprozessen. Die emotional aufgelade-
nen öffentlichen Erinnerungsdiskurse im In- und 
Ausland – und die dadurch gelegentlich ausgelösten 
Proteste gegen Personendenkmäler und andere po-
litische Erinnerungszeichen – legen es nahe, dieser 
Frage nachzugehen.

Im frühen 20. Jahrhundert, als das Denkmal-
recht in Deutschland bereits auf dem Vormarsch, 
aber noch nicht flächendeckend etabliert war, wur-
den Denkmäler vom Gesetzgeber gemeinhin als 
Gegenstände verstanden, deren Erhaltung nicht 
nur aufgrund ihres künstlerischen oder wissen-
schaftlichen Wertes, sondern auch „vermöge der 
sich an sie knüpfenden Erinnerungen im öffentli-
chen Interesse gelegen“2 war. Allerdings ist die ur-
sprüngliche Intention des Gesetzgebers, mit Hilfe 
der Denkmalpflege die Erinnerung an „ruhmvolle 
Zeiten“ wachzuhalten und vornehmlich Heimatlie-
be und Nationalstolz hervorzurufen,3 mit der Zeit 
der Erkenntnis gewichen, dass die Erinnerung auch 
an „dunkle Seiten“ der Vergangenheit eine Aufgabe 
der Denkmalpflege ist4 und Denkmäler somit auch 
Trauer und Entsetzen hervorrufen können und mög-
licherweise auch sollen. 

Dennoch war es in der gesamten Geschichte 
der deutschen Denkmalgesetzgebung allein das 
1949 beschlossene Badische Denkmalschutzge-
setz5, das Denkmäler nicht nur als Erkenntnisquel-
len ansprach, sondern explizit auch als Gegenstän-
de, die „Gefühl und Gemüt zu beeindrucken […] 
vermögen“. Die Gesetze anderer Länder – auch das 
Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, das 
die badische Regelung 1972 ablöste – verzichteten 
hingegen auf die Betonung des „emotionalen Wer-
tes“ von Denkmälern und hüllten sich bei der Frage 
nach der rechtlichen Relevanz von Emotionen ganz 
allgemein in Schweigen.
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Lassen sich dennoch im geltenden Denkmal-
recht normative Anknüpfungspunkte für eine Be-
rücksichtigung von Emotionen in administrativen 
Verfahren ausmachen? Generell nimmt man an, 
dass Emotionen entweder im Zuge von Interessenab-
wägungen oder bei der Auslegung von Generalklau-
seln und unbestimmten Rechtsbegriffen Eingang in 
die Rechtsordnung finden.6 Diese Erkenntnis lässt 
sich grundsätzlich auch auf das Recht der Denkmal-
pflege übertragen: Da der Gesetzgeber sowohl bei 
der Definition des Denkmals als auch bei der Aus-
gestaltung der Rechte und Pflichten der Betroffenen 
typischerweise mit unbestimmten Rechtsbegriffen 
arbeitet – vom „öffentlichen Erhaltungsinteresse“ 
über die „erhebliche Beeinträchtigung“ bis hin zur 
„Zumutbarkeit“ –, könnte darin ein Einfallstor für 
Emotionen gesehen werden.

Emotionen in der Inventarisation
Bei der Entscheidung über die Ausweisung eines 
Gegenstands als Denkmal ist nach herrschender 
Auffassung allein das Vorliegen der gesetzlichen 
Merkmale des Denkmalbegriffs ausschlaggebend.7 
Ein Ermessen besteht hier typischerweise nicht, so-
dass für eine Abwägung der gegenläufigen privaten 
oder öffentlichen Interessen kein Raum bleibt. Dem-
entsprechend können Emotionen im Unterschutz-
stellungsverfahren nicht auf der Rechtsfolgenseite, 
sondern allenfalls bei der Feststellung der Merkma-
le des Denkmalbegriffs in die behördlichen (und 
gerichtlichen) Entscheidungsprozesse einfließen. 
Hierbei bieten sich vor allem die beiden bekanntes-
ten Kategorien der Denkmalerkenntnis – „künstle-
risch“ und „historisch“ – als Anknüpfungspunkte 
an. Man könnte annehmen, dass der Gesetzgeber 
mit der Verwendung dieser Begriffe Denkmäler 
jedenfalls auch als Quellen ästhetischen Genusses 
oder als Auslöser von Erinnerungen im Blick hatte, 
was etwa in der Ausführungsvorschrift zum Sächsi-
schen Denkmalschutzgesetz mit der Formulierung 
„Erlebnis- und Erinnerungswert“ auf den Punkt ge-
bracht wird.8

Ein Blick auf die Entscheidungspraxis der letz-
ten Jahrzehnte bestätigt diese Annahme jedoch 
nur zum Teil. Ein „ästhetischer Erlebniswert“ lässt 
sich in der Rechtsprechung zur „künstlerischen 
Bedeutung“ eher selten als alleiniges Entschei-
dungskriterium ausmachen. Zwar hat das Bundes-
verwaltungsgericht in einem inzwischen 60 Jahre 
zurückliegenden Urteil zum Grundsteuergesetz 
ausgeführt, die künstlerische Bedeutung einer Sa-

che liege vor, wenn sie das „ästhetische Empfinden 
in besonderer Weise anspricht“.9 Dass ein Bauwerk 
das Auge des Betrachters entzückt, genügt aber 
in aller Regel nicht. Gelegentlich wird das eigene 
ästhetische Empfinden des mit dem Verfahren be-
fassten Gerichts zum Entscheidungsmaßstab erho-
ben, so z. B. vom baden-württembergischen VGH 
in seinem Urteil zur Denkmaleigenschaft der 1913 
nach einem Entwurf von Oscar Pfennig errichteten 
Villa Breuninger in Schorndorf, in dem das Gericht 
der Villa – entgegen der Einschätzung der Denk-
malfachbehörde – bescheinigt hat, sie sei nicht 
,,in besonderem Maße beeindruckend“, spreche 
das ästhetische Empfinden nicht besonders an und 
wirke ,,eher alltäglich“.10 Weitaus häufiger wird die 
künstlerische Bedeutung allerdings dann bejaht, 
wenn es sich bei dem Denkmal nach sachverstän-
diger Beurteilung um ein Ergebnis besonderer in-
dividueller schöpferischer Gestaltung handelt.11 
Besonders deutlich hat das OVG Hamburg hervor-
gehoben, dass eine ästhetische Bewertung des Ob-
jekts im Denkmalschutzrecht nicht losgelöst von 
seiner historischen Aussage vorgenommen werden 
kann, da ästhetische Werturteile stets eine nach 
geisteswissenschaftlichen und kunsttheoretischen 
Regeln fundierte Beurteilung verlangen, um denk-
malschutzrechtliche Relevanz zu erhalten.12

Auffällig ist, dass von den mit Denkmalverfah-
ren befassten Gerichten immer wieder die Gefahr 
einer ausufernden Unterschutzstellungspraxis be-
klagt wird,13 die aus der „konturlosen Weite“ des 
Denkmalbegriffs14 resultieren soll. Um dieser Ge-
fahr vorzubeugen, wird im Zusammenhang mit dem 
Begriff des „öffentlichen Interesses“ üblicherweise 
gefordert, dass die Auswahlentscheidung auf fach-
liche Kriterien gestützt wird und somit „rational 
und objektivierbar“ ist.15 Zwar ist die besonde-
re Sachkunde der Denkmalfachbehörden für die 
Auswahl von schutzwürdigen Objekten von der 
Rechtsprechung im Ansatz durchaus anerkannt.16 
Die Gründe für die Erhaltungswürdigkeit müssen 
jedoch im Einzelfall so offensichtlich hervortreten, 
dass sie uneingeschränkt von der großen Mehrheit 
der Sachverständigen bejaht werden können17 und 
gerade nicht lediglich die individuellen Vorlieben18 
eines einzelnen „empfindsamen Konservators“19 wi-
derspiegeln.

Dieser objektive Maßstab der Entscheidungs-
findung wird bis zu einem gewissen Grad dadurch 
aufgeweicht, dass in der Spruchpraxis der Verwal-
tungsgerichte seit den 1960er Jahren20 gelegentlich 
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auch die Wertschätzung durch die (lokale) Bevölke-
rung als ein Indiz für das Vorliegen des „öffentli-
chen Interesses“ herangezogen wird.21 Anders als 
bei der Einschätzung der „sachverständigen Kreise“ 
kann die Anerkennung der Bedeutung eines Ob-
jekts durch die „Bevölkerung“ unter Umständen 
einen emotionalen Hintergrund haben. In neuerer 
Rechtsprechung wird diese Ausweitung des Prü-
fungsmaßstabs jedoch teilweise wieder relativiert. 
So werden z. B. Vorbehalte der Anwohner gegen die 
Denkmaleigenschaft, die nicht fachlich untermau-
ert sind, als unerheblich beiseitegeschoben22 und 
der Vorrang der fachlichen Einschätzung der Denk-
malfachbehörde gegenüber der „sich wandelnden“ 
öffentlichen Meinung betont.23

Exemplarisch für die schwierige Entschei-
dungsfindung im Spannungsverhältnis zwischen 
der fachlichen Überzeugung und dem öffentlichen 
Empfinden steht die gescheiterte Unterschutzstel-
lung der Villa Heimann in Borghorst.24 Die um 1900 
im Stil des Historismus erbaute Villa war ursprüng-
lich Wohnsitz der jüdischen Familie Heimann, die 
jedoch 1939 gezwungen wurde, das Gebäude an die 
Gemeinde abzutreten. Während einigen Familien-
mitgliedern rechtzeitig die Flucht ins Ausland ge-
lang, wurden Albert und Frieda Heimann 1941 de-
portiert und ermordet. Das nach 1945 erst zu Büro-, 
später wieder zu Wohnzwecken umgebaute und äu-
ßerlich der historistischen Zierelemente weitgehend 
beraubte Gebäude wurde vom Westfälischen Amt 
für Denkmalpflege erstmalig 199025 und erneut 
201326 begutachtet – jeweils mit dem Ergebnis, dass 
dem Objekt aufgrund der nach dem Zweiten Welt-
krieg vorgenommenen Veränderungen die für die 
Einstufung als Denkmal erforderliche Authentizität 
fehlte. Während das jahrelang leer stehende und 
zunehmend verwahrloste Gebäude allgemein eher 
als ‚Schandfleck‘ wahrgenommen wurde, sprachen 
sich einige Bürger, darunter auch Zeitzeugen, dafür 
aus, das Bauwerk als einen Ort der Erinnerung an 
Borghorsts jüdische Vergangenheit zu erhalten.27 
Anlässlich der geplanten Erweiterung der Rettungs- 
und Feuerwache wurde die Denkmaleigenschaft 
von der Fachbehörde abermals geprüft und das 
bisherige Votum bestätigt. Die in der Stadtpolitik 
diskutierte Option, die Fassade der Villa oder zu-
mindest deren Fragmente in den Neubau der Feu-
erwache zu integrieren,28 wurde schließlich auf-
grund von Mehrkosten verworfen. Der Abriss der 
Villa im Juni 2014 wurde in der Öffentlichkeit zum 
Teil mit wütenden Äußerungen quittiert – bis hin 

zu der Aussage, die Stadt habe mit dem Abbruch 
das vollendet, was 1938 die SA angefangen hätte.29 
Immerhin konnte dem Erinnerungsbedürfnis der 
Öffentlichkeit durch eine Zweitverwendung des 
Abbruchmaterials Rechnung getragen werden.30 So 
hat die Initiative Stolpersteine Anfang 2017 den Weg 
vom früheren Standort der Villa zum Bahnsteig, von 
dem einst die Deportationszüge abgefahren waren, 
mit den übrig gebliebenen gelben Klinkern gepflas-
tert.

Sosehr im Zusammenhang mit der Identifizie-
rung von Denkmälern die Emotionen der Bevölke-
rung hochschlagen können, sosehr kann dies auch 
bei Verfahrensbeteiligten der Fall sein. Ein Parade-
beispiel dafür ist das Verfahren, in dessen Mittel-
punkt ein leer stehendes Fachwerkhaus in einem 
Detmolder Hinterhof stand. Dieses war bereits 1988 
bestandskräftig als „ganz seltenes Beispiel eines 
größeren innerstädtischen Gartenhauses“31 aus der 
Zeit um 1700 unter Schutz gestellt worden. Anläss-
lich eines Abbruchantrags der damaligen Eigentü-
merin wurde das unscheinbare Gebäude im Jahre 
2010 eingehend durch die zuständige Denkmal-
fachbehörde untersucht – mit dem sensationellen 
Ergebnis, dass es sich hierbei im Kern um ein Bau-
werk aus den 1630er Jahren und zudem um ein ehe-
maliges jüdisches Bethaus handeln musste.32 Diese 
Erkenntnisse nahm die Untere Denkmalbehörde 
der Stadt Detmold zum Anlass, den entsprechenden 
Eintrag in die Denkmalliste zu ergänzen, worüber 
der Eigentümerin ein Bescheid erteilt wurde.

Im nachfolgenden Klageverfahren setzte sich 
die Klägerin in auffallend scharfer Weise gegen die 
Konkretisierung der Denkmalliste zur Wehr, indem 
sie der Verwaltung vorwarf, ihr aus erinnerungs-
politischen Gründen eine „Denkmalfälschung“ un-
terjubeln zu wollen.33 Angesichts des Umstandes, 
dass das Fachwerkhaus bereits seit Jahrzehnten als 
Denkmal eingetragen war und dass mit der Feststel-
lung einer längst aufgegebenen liturgischen Nut-
zung – bei nüchterner Betrachtung – kein „Schutz-
zuwachs“ verbunden war, konnte man über die 
Vehemenz der Ablehnung nur staunen. Die gesam-
te Argumentation der Klägerin ließ jedoch keinen 
anderen Schluss zu, als dass es ihr in erster Linie 
nicht um den Denkmalstatus an sich ging, sondern 
dass gerade gegen die Zuschreibung einer jüdischen 
Vergangenheit erhebliche Vorbehalte bestanden.34 
Da das Gericht die Erkenntnisse der Fachbehörde 
am Ende für plausibel hielt, blieb die Klage ohne 
Erfolg.35
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Beide Verfahren demonstrieren eindrücklich, 
dass in rechtlichen Auseinandersetzungen um die 
Identität eines Denkmals die Positionen gelegent-
lich emotionsgeleitet sind und dadurch die Sicht auf 
die gesetzlichen Voraussetzungen und die Rechts-
folgen der Denkmalausweisung vernebelt wird. Zu-
gleich wird deutlich, dass bei der Feststellung des 
„öffentlichen Interesses“ in der Praxis die fachliche 
Begutachtung den Ausschlag gibt, während das per-
sönliche Empfinden – sei es des betroffenen Eigen-
tümers, sei es von Teilen der Öffentlichkeit – im 
Zweifel das Nachsehen hat. Wenn also der Gesetz-
geber den „Erlebnis- und Erinnerungswert“ eines 
Denkmals im Blick hat, so geht es dabei eher um 
eine amtliche Zuschreibung als um eine empirisch 
ermittelte Eigenschaft.

Emotionen in der praktischen Denkmalpflege
In der praktischen Denkmalpflege drehen sich Inte-
ressenkonflikte meistens um die Grenzen der wirt-
schaftlichen Belastung des Denkmaleigentümers 
und die Anpassungsfähigkeit von Denkmalen an 
moderne Nutzungsstandards. Der gewünschte Um-
gang mit dem Denkmal – von einer begehrten Um-
gestaltung bis zur Ablehnung seiner Erhaltung in 
Gänze – kann jedoch auch einen emotionalen Hin-
tergrund haben, etwa weil ein Eigentümer sich mit 
der seinem Denkmal innewohnenden politischen 
oder weltanschaulichen Botschaft nicht identifizie-
ren will oder weil für ihn die Erinnerung an die his-
torischen Vorgänge, die das Objekt dokumentiert, 
unerträglich ist. Neben Eigentümern und anderen 
Nutzungsberechtigten sind gelegentlich auch Au-
ßenstehende – etwa politische Gremien und Bür-
gerinitiativen – in Verfahren der praktischen Denk-
malpflege emotional verstrickt, sei es, weil sie für 
die Unantastbarkeit eines Denkmals eintreten, sei 
es, weil sie im Gegenteil dessen Veränderung oder 
Beseitigung einfordern.

Anders als im Bereich der Denkmalausweisung 
ist in den Entscheidungsprozessen der praktischen 
Denkmalpflege eine Abwägung zwischen den An-
forderungen der Denkmalpflege und den konkur-
rierenden Interessen durchaus vorgesehen, was 
auf den ersten Blick für eine Berücksichtigung von 
emotionalen Interessen einen gewissen Spielraum 
belässt. Bei näherer Betrachtung wird jedoch deut-
lich, dass es auf die Rechtsbeziehung zwischen dem 
Betroffenen und dem Denkmal ankommt: Wenn die 
Gesetzgeber die Rücksichtnahme auf die „berech-
tigten Belange“ einfordern36 oder die „Zumutbar-

keit“ als Schranke der Erhaltungspflicht definieren, 
so wird dadurch allein den Interessen von Eigentü-
mern und anderen Verfügungsberechtigten Rech-
nung getragen.

Um Grenzen der „emotionalen Zumutbarkeit“ 
der Denkmalerhaltung ging es in einem Verfahren 
in Calbe (Sachsen-Anhalt), wo die evangelische 
Kirchengemeinde Anfang 2020 beschloss, einen 
vorübergehend zu Restaurierungszwecken demon-
tierten Wasserspeier in Gestalt einer sogenannten 
Judensau an dessen früherem Standort, dem Au-
ßenpfeiler der mittelalterlichen St.-Stephani-Kirche 
(Abb. 1), nicht mehr anzubringen, um so der eins-
tigen Verhöhnung des Judentums öffentlich zu ent-
sagen.37 Nachdem die zuständige Denkmalbehörde 
den Beschluss der Kirchengemeinde nicht mitgetra-
gen hatte, wurde die Figur schließlich im Sommer 
2020 wieder angebracht, jedoch zum Zeichen der 
Scham verhüllt. Das Ansinnen der Kirchengemeinde 
dürfte als kirchlicher (wenn auch nicht liturgischer) 
Belang berücksichtigungsfähig sein. Ob jedoch die 
Entfernung der Schmähplastik aus kirchlicher Sicht 
ein zwingender Schritt ist oder eine historisch-kri-
tische Kontextualisierung der gewünschten Dis-
tanzierung genauso Rechnung tragen würde, muss 
angesichts der Vielfalt der Meinungen – auch von 
theologischer Seite38 – offen bleiben.

Neben privaten Belangen muss in einem denk-
malrechtlichen Genehmigungsverfahren auch den 
„überwiegenden öffentlichen Interessen“ Rechnung 
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Abb. 1: Sogenannte Judensau in Calbe (2016)
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getragen werden, zu denen grundsätzlich auch 
emotionale Bedürfnisse bestimmter Bevölkerungs-
gruppen zählen können. Entscheidend ist aber, 
dass öffentliche Interessen typischerweise durch 
öffentliche Institutionen artikuliert werden – und 
gerade nicht durch interessierte Private. So forderte 
Anfang 2018 die Kommunale Ausländer- und Aus-
länderinnenvertretung in Frankfurt am Main eine 
Umbenennung zweier Apotheken im Stadtgebiet, 
in deren Namen der Begriff „Mohr“ vorkam, mit 
dem Argument, dieser Begriff sei rassistisch.39 Eine 
davon befand sich in einem als Denkmal ausgewie-
senen Wohn- und Geschäftshaus in der Großen 
Friedberger Straße, errichtet um 1900 nach einem 
Entwurf von Joseph Mack. In ihrer Vorlage plädierte 
die KAV auch für die Entfernung der historischen 
Inschrift Zum Mohren über dem Eingang und führ-
te aus, die Stadt müsse eben abwägen, ob die „Men-
schenrechte nicht stärker wiegen als der Denkmal-
schutz“. Nach hitziger Debatte40 und einem klar 
ablehnenden Statement der städtischen Denkmal-
behörde sprach sich die Stadtverordnetenversamm-
lung schließlich im April 2018 dagegen aus, auf eine 
Umbenennung der Apotheken hinzuwirken.

Das Ansinnen der Frankfurter KAV hatte aus 
mehreren Gründen keine Aussicht auf Erfolg. Zwar 
vertritt nach der Hessischen Gemeindeordnung ein 
Ausländerbeirat die Interessen der ausländischen 
Einwohner der Gemeinde (§ 88 Abs. 1 Satz 1 HGO), 
sodass die von der KAV geforderte Veränderung des 
Denkmals als ein Anliegen eines gewichtigen Teils 
der Bevölkerung41 aufgefasst werden könnte. In ei-
nem denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahren 
hätte sich dieses Anliegen jedoch nur dann durch-
setzen können, wenn man ihm ein im Verhältnis 
zum Erhaltungsinteresse höheres Gewicht hätte at-
testieren können und das vorgeschlagene Vorgehen 
alternativlos gewesen wäre. Bereits das erscheint 
zweifelhaft. Zudem hätte sich der Eigentümer der 
Apotheke die Position der KAV zu eigen machen 
müssen, da ein Genehmigungsverfahren gegen den 
Willen des Denkmaleigentümers dem hessischen 
Denkmalschutzgesetz fremd ist.

Demgegenüber lassen sich normative Anknüp-
fungspunkte für eine Berücksichtigung der emoti-
onalen Interessen von außenstehenden Dritten in 
den Denkmalschutzgesetzen kaum erkennen. Die 
geringe Relevanz solcher Interessen demonstriert 
der Streit um das sowjetische Ehrenmal in Stu-
kenbrock (Kreis Gütersloh). Während in Frankfurt 
die aktuelle Gestalt eines Denkmals Teile der Öf-

fentlichkeit gegen sich aufbrachte, schieden sich 
hier die Geister an der Frage der Rückführung des 
Denkmals in einen (vermeintlich) historisch getreu-
en Zustand. Das Ehrenmal war im April 1945 durch 
die früheren Häftlinge des Kriegsgefangenenlagers 
Stalag 326 (VI K) unmittelbar nach ihrer Befreiung 
auf dem Gräberfeld des Lagers errichtet worden, um 
das Andenken ihrer in der Lagerhaft umgekomme-
nen Kameraden zu ehren.42 Den symbolischen Mit-
telpunkt der Anlage bildete der am 2. Mai 1945 ein-
geweihte dreikantige Obelisk, der mit großen, aus 
roten Scherben zusammengesetzten Sowjetsternen 
bestückt und von einer aus rotem Kunstglas geform-
ten Staatsfahne der UdSSR bekrönt war. Die aus 
den drei Kernelementen Erinnerung, Ehrbezeugung 
und Mahnung zusammengesetzte Aussage des Eh-
renmals rekurrierte dabei gestalterisch und sprach-
lich auf den sowjetischen Staat, die sowjetische Ar-
mee und das sowjetische Volk als drei Grundpfeiler 
des „Sieges über den Faschismus“. Mitte der 1950er 
Jahre wurde von den für den Friedhof verantwort-
lichen Institutionen eine Neugestaltung der Kriegs-
gräberstätte ins Auge gefasst, wobei insbesondere 
die Entfernung der als störend wahrgenommenen 
sowjetischen Symbole und Inschriften beabsichtigt 
wurde.43 Die 1956 begonnene Demontage44 wurde 
zwar aufgrund einer Intervention der sowjetischen 
Militärmission bei der britischen Besatzungsbehör-
de unterbrochen; die Rote Fahne ging bei dieser 
Aktion jedoch verloren. An ihrer Stelle wurde die 
Spitze des Obelisken zu einem orthodoxen Kreuz 
umgeformt, wodurch die staatsbezogene Botschaft 
des Monuments durch eine glaubensbezogene er-
setzt wurde.45

Die Frage nach der Rekonstruktion der Fahne 
an der Spitze des Obelisken hat in der Folgezeit die 
Gemüter über Jahrzehnte hinweg bewegt.46 Dabei 
standen erinnerungspolitische und ethische Er-
wägungen, etwa die negativen Konnotationen der 
sowjetischen Staatssymbole einerseits und der mut-
maßliche bzw. ausdrückliche Wille der Erbauer des 
Obelisken andererseits, deutlich im Vordergrund. 
Während der Verein Blumen für Stukenbrock e. V., 
der als Sprachrohr der Überlebenden des Lagers fun-
gierte, für eine Wiederherstellung der roten Fahne 
aus Gründen der Pietät und als Zeichen der Sühne 
plädierte, sprachen sich vor allem konservative Lo-
kal- und Landespolitiker gegen die Rückkehr eines 
Symbols aus, das sie mit massenhaftem Staatsterror 
assoziierten.47 Die denkmalfachliche und -recht-
liche Dimension des Vorgangs geriet dabei zuneh-

Von Entzücken bis Entsetzen	 Dimitrij Davydov



mend aus dem Blick. Verfahrenssystematisch hätte 
es sich angeboten, zunächst auf fachlicher Ebene zu 
klären, welcher Zeitabschnitt für die Aussage des 
Denkmals konstituierend ist: 1945, als die Überle-
benden des NS-Terrors ihren ermordeten Mitbür-
gern ein wirkungsvolles Ehrenmal – mit zugegebe-
nermaßen staatsbezogener Botschaft – setzten, oder 
die Zeit des Kalten Krieges, als die ursprüngliche 
Botschaft verfälscht wurde. Erst in einem weiteren 
Schritt wäre das denkmalfachlich Wünschenswerte 
mit den Betroffenheiten und Befindlichkeiten im In- 
und Ausland abzuwägen gewesen.

Im Stukenbrocker Denkmalstreit waren es die 
emotionalen Interessen der früheren sowjetischen 
Kriegsgefangenen, die ihren Wunsch nach der 
Rückführung des Obelisken in seinen Vorzustand 
über einen in Deutschland ansässigen (gemeinnüt-
zigen) Verein artikulierten. Einem solchen Verein 
sind jedoch in Nordrhein-Westfalen weder eine ver-
fahrensrechtliche Stellung zugewiesen noch irgend-
welche Mitwirkungsrechte eingeräumt. Die in das 
Verfahren involvierten öffentlichen Institutionen 
haben das Ansinnen der Überlebenden wiederum 
bestenfalls als tolerabel betrachtet, mehrheitlich je-
doch eine abweichende Vorstellung von angemesse-
ner Kriegsgräberfürsorge vertreten. Das als Obers-
te Denkmalbehörde am Verfahren federführend 

beteiligte Landesministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr, das 2006 einer Re-
konstruktion der Roten Fahne bereits zugestimmt 
hatte,48 bewertete diese 2014 in einem an den Land-
tag adressierten Bericht als denkmalrechtlich zwar 
„zulässig, aber keinesfalls zwingend“ und plädierte 
stattdessen für eine Neugestaltung des Ehrenmals 
im Konsens mit allen Beteiligten.49 Im Ergebnis der 
Beratungen im Landtag wurde die Idee der Rekons-
truktion sodann endgültig fallen gelassen. Über die 
ursprüngliche Gestaltung des Obelisken soll künf-
tig eine Hinweistafel informieren.

Gelegentlich ist es die Verwaltung selbst, die 
(antizipierte) Emotionen der Öffentlichkeit ins Feld 
führt, um denkmalrechtliche Entscheidungen zu 
begründen. So hat die Denkmalbehörde der Stadt 
Gelsenkirchen Anfang 2020 die Aufstellung einer 
aus Tschechien importierten Lenin-Statue vor der 
Zentrale der MLPD im Stadtteil Horst (Abb. 2) mit 
einer Einstellungsverfügung zu verhindern ver-
sucht. Aus Sicht der Stadt war das Standbild auf-
grund der negativen Konnotationen des Namens 
Lenin geeignet, eine „emotionale Aufmerksamkeits-
konkurrenz“ zu dem ca. zehn Meter entfernten aus 
den 1930er Jahren stammenden Verwaltungsge-
bäude zu schaffen und damit das Erscheinungsbild 
dieses Baudenkmals nachhaltig zu beeinträchtigen.
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Abb. 2: Lenin-Denkmal in Gelsenkirchen (2020)
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Gegen diese Verfügung konnte sich die MLPD 
in einem Eilverfahren erfolgreich zur Wehr setzen.50 
Das OVG NRW führte hierzu aus, das Denkmal-
schutzgesetz von Nordrhein-Westfalen diene nicht 
dazu, das jeweilige Denkmal in den Fokus der Auf-
merksamkeit eines zufälligen Betrachters – etwa 
eines beliebigen Passanten – zu rücken und böte 
dementsprechend keine Handhabe, die nähere Um-
gebung des Denkmals generell von allem freizuhal-
ten, was seinerseits Aufmerksamkeit wecken könnte. 
Negative Emotionen, die eine Erinnerung an Gewalt, 
Unterdrückung, menschliches Leid und Terror her-
vorrufen könnte, seien deshalb für die Frage der vi-
suellen Beeinträchtigung des Denkmals irrelevant.51

Emotionale Interessen in der  
Rechtsdurchsetzung
Die Rechtsprechung hat bei der Befassung mit 
denkmalrechtlichen Interessenkollisionen bislang 
hauptsächlich auf handfeste ökonomische Belange 
der betroffenen Eigentümer Rücksicht genommen, 
emotionale Interessen aber überwiegend außer 
Acht gelassen. Allenfalls im Zusammenhang mit der 
Feststellung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit der 
Denkmalerhaltung wird ein über die bloßen Renta-
bilitätserwägungen hinausgehendes Affektionsinte-
resse des Eigentümers – freilich nicht am Denkmal 
selbst, sondern an dem von diesem befreiten Grund-
stück – als Argument anerkannt.52 Erst recht schei-
tert die Durchsetzung von emotionalen Interessen 
außenstehender Dritter in aller Regel am Erfordernis 
der individuellen Rechtsverletzung als einem zentra-
len Strukturprinzip des Verwaltungsrechtsschutzes.

Dies veranschaulicht der Kampf eines Vereins53 
um die Erhaltung der Thälmann-Gedenkstätte in Kö-
nigs Wusterhausen (Landkreis Dahme-Spreewald). 
Das Sporthaus Ziegenhals – eine Gaststätte, in der 
Ernst Thälmann das letzte Mal vor seiner Verhaf-
tung durch die Gestapo als Redner auf einer illega-
len Versammlung der KPD aufgetreten war – wurde 
am 7. Februar 1953 von Wilhelm Pieck als Gedenk-
stätte eingeweiht. Da das baufällige Originalgebäu-
de bald darauf abgerissen und am ursprünglichen 
Standort 1958/59 nachgebaut wurde, erfolgte am 
16. April 1959 eine erneute Einweihung, diesmal 
im Beisein Walter Ulbrichts. Das bereits 1979 in 
die Denkmalliste der DDR aufgenommene Bauwerk 
wurde 2004 in die Denkmalliste des Landes Bran-
denburg überführt.54 Die Denkmalfachbehörde 
würdigte in diesem Verfahren die Gedenkstätte 
als einen „Ort des Andenkens an Ernst Thälmann 

sowie ein aussagekräftiges Zeugnis der Geschichte 
der SED und damit auch der DDR-Geschichte“. Dem 
Denkmal wurde folglich die besondere Eignung at-
testiert, das Geschichtsbild der DDR bestimmende 
politisch-ideologische Auffassungen zu verdeutli-
chen und anhand der Person Ernst Thälmanns ein 
Beispiel der verklärenden Darstellung von ideo-
logischen Identifikationsfiguren des DDR-Staates 
zu veranschaulichen. Nachdem ein Beamter des 
Landes Brandenburg die Gaststätte 2002 von der 
Treuhand ersteigert hatte, wurden die Weichen für 
einen Abbruch gestellt. Im denkmalrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren gab die Erwägung den Aus-
schlag, dass es sich bei der Gaststätte um ein un-
wirtschaftliches Objekt handelte, dessen Erhaltung 
letztlich niemandem zumutbar war.55

Im Rahmen des Konflikts um den Erhalt der 
Gedenkstätte56 konkurrierten die ökonomischen 
Interessen des Eigentümers, anders als dies bei 
Abbruchfällen typischerweise der Fall ist, nicht 
mit dem amtlich vorgetragenen fachlichen Erhal-
tungsinteresse, sondern mit nostalgischen Gefüh-
len von Teilen der Öffentlichkeit. Der emotionale 
Wert des Denkmals war dabei weniger dem histori-
schen Ereignis geschuldet, um dessen Verewigung 
die DDR-Führung seinerzeit bemüht gewesen war, 
sondern vielmehr den mit diesem Ort verbundenen 
Kommemorationspraktiken wie Namens- und Ju-
gendweihen, Vereidigungen der NVA sowie Aufnah-
men von Mitgliedern in die Kinder- und Jugendor-
ganisationen der DDR. Offensichtlich befeuerte die 
Stellung des Eigentümers als hoher Ministerialbe-
amter zusätzlich die Ablehnung seines Vorhabens.57

Dem Versuch des Vereins, den drohenden Ab-
bruch unter Berufung auf die Kulturstaats- und 
Denkmalschutzklausel in der Verfassung des Lan-
des Brandenburg (Art. 34 Abs. 2) zu verhindern, 
blieb der Erfolg versagt. Der Brandenburgische Ver-
fassungsgerichtshof entschied, das Bekenntnis der 
Landesverfassung zum kulturellen Erbe sei (ledig-
lich) eine Staatszielbestimmung und kein Grund-
recht, das mit einer Verfassungsbeschwerde gerügt 
werden könnte.58 Kurz nach dieser Entscheidung 
wurde die Gaststätte niedergelegt, um einer Neu-
bebauung Platz zu machen.

Während emotionale Interessen einen Erhal-
tungsanspruch von außenstehenden Dritten nicht 
stützen können, können sie ausnahmsweise einem 
Beseitigungsanspruch zugrunde gelegt werden, wie 
der Streit um eine weitere antijudaistische Darstel-
lung zeigt – das mittelalterliche ‚Judensau-Relief‘ an 
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der südlichen Chorfassade der Wittenberger Mari-
enkirche. Ungeachtet langjähriger Aufklärungsar-
beit seitens der Kirchengemeinde hat das Relief wie-
derholt für Empörung gesorgt und schließlich eine 
(zivilrechtliche) Beseitigungsklage hervorgebracht. 
Der Kläger, Mitglied einer jüdischen Gemeinde, 
empfand das für die Allgemeinheit gut sichtbare 
Relief als ehrverletzend59 und forderte deshalb des-
sen Entfernung unter Berufung auf das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht. Grundsätzlich kann die Unter-
lassung eines Eingriffs in das allgemeine Persönlich-
keitsrecht in analoger Anwendung des § 1004 BGB 
in Verbindung mit 823 BGB und Art. 1 und 2 Abs. 
1 GG gefordert werden, wenn eine beleidigende Äu-
ßerung im Sinne des § 185 StGB vorliegt.60 Im Wit-
tenberger Rechtsstreit erkannten die Gerichte der 
ersten61 und zweiten Instanz62 zwar durchaus den 
beleidigenden Charakter des Reliefs, weigerten sich 
jedoch die beleidigende Aussage der Kirchengemein-
de zuzurechnen, mit dem Argument, die Kirchen-
gemeinde habe sich durch die Belassung des Reliefs 
an seinem historischen Standort nicht mit dessen 
Aussage solidarisiert, sondern im Gegenteil – durch 
Einbettung des Reliefs in eine bereits in den 1980er 
Jahren errichtete Mahnstätte – sich davon distan-
ziert. Denn für die Erfüllung des Tatbestands der 
Beleidigung ist nicht ausschließlich das subjektive 
Empfinden des Betroffenen entscheidend, sondern 
die Wahrnehmung eines als Leitbild gedachten „ver-
ständigen Dritten,“ der auch die Begleitumstände 
der Äußerung zu berücksichtigen hat.63

Fazit
Insgesamt zeigt sich, dass in den denkmalrechtli-
chen Entscheidungsprozessen den tatsächlichen 
oder antizipierten Emotionen – je nach Verfahrens-
art und je nach Rechtsbeziehung des Betroffenen 
zum Denkmal – eine sehr unterschiedliche, unter 
dem Strich jedoch geringe Bedeutung beigemes-
sen wird. Das denkmalrechtliche Unterschutzstel-
lungsverfahren erscheint dabei als am wenigsten 
emotionsaffin, da es insgesamt durch das Bemühen 
um einen objektiven Entscheidungsmaßstab ge-
kennzeichnet ist. Emotionale Verbundenheit spielt 
hier allenfalls dann eine Rolle, wenn sie das fach-
liche Votum stützt, das ‚gefühlte Denkmal‘ also 
dem ‚fachlich identifizierten Denkmal‘ entspricht. 
Demgegenüber können im denkmalrechtlichen 
Genehmigungsverfahren neben den materiellen 
grundsätzlich auch emotionale Interessen Berück-
sichtigung finden. Allerdings ist die vom Gesetzge-
ber gewollte Rücksichtnahme bislang auf Interessen 
von Eigentümern und anderen Verfügungsberech-
tigten fixiert, während Empfindungen außenstehen-
der Dritter weitgehend auf der Strecke bleiben und 
daher auch gerichtlich nicht durchsetzbar sind. Ob 
die zunehmend geforderte gesellschaftliche Parti-
zipation an denkmalrechtlichen Entscheidungspro-
zessen vom Gesetzgeber künftig umgesetzt wird 
und dadurch die Emotionen Dritter aufgewertet 
werden, bleibt abzuwarten.
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